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1.1 Die Einnahmen aus Beiträgen

Die Beiträge der  Mitglieder und Mandatsträgerinnen
und -träger waren auch in den Jahren 2003 und 2004
die wichtigste Einnahmequelle der SPD. Sie machen
knapp die Hälfte (42 Prozent) unserer Gesamteinnah-
men aus.

Im Jahr 2004 betrugen die Einnahmen aus Beiträgen
72,9 Mio. € (2003: 76,3 Mio. €). 

Die Verteilung auf Mitglieder und Mandatsträger
sieht wie folgt aus:

Jahr 2003 Jahr 2004

Einnahmen aus 
Mitgliedsbeiträgen 53,89 Mio. € 50,57 Mio. €

Mandatsträgerbeiträge
und ähnliche 
regelmäßige Beiträge 22,43 Mio. €. 22,34 Mio. €

Die Partei muss heute mit deutlich geringeren Bei-
tragseinnahmen auskommen:
Vor zehn Jahren (1994) betrugen die Beitragsein-
nahmen insgesamt noch mehr als 78 Mio. €. Das
waren 43,19 Prozent der Gesamteinnahmen. Im Ver-
gleich zu 2004 bedeutet dies einen Rückgang von
5,13 Mio. €. 

Bis 2001 waren die Einnahmen aus Beiträgen der Mit-
glieder verhältnismäßig stabil, obwohl wir auch in den
90er Jahren rückläufige Mitgliederzahlen hatten. Sie
betrugen 56,1 Mio. €. Sie wurden stabil gehalten
durch höhere Beiträge, insbesondere der Neu-Mitglie-
der, aber auch durch Beitragserhöhungen der Mitglie-
der. Seit 2002 sind die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträ-
gen rückläufig und im Jahr 2004 erlebten wir einen
herben Einbruch. Der Verlust lag bei 3,32 Mio. € bzw.
6,2 Prozent im Vergleich zu 2003, als wir 53,9 Mio. €
an Mitgliedsbeiträgen verzeichnen konnten.

Der Hauptgrund liegt zweifellos in der rückläufigen
Mitgliederzahl. 1994 zählten wir 849.374 Mitglieder,
Ende 2004 waren es nur noch 605.807. Das ist ein
Rückgang in den vergangenen zehn Jahren um
243.567 Mitglieder oder 28,68 Prozent. Allein in den
Jahren 2003 und 2004 haben wir 88.087 Mitglieder
verloren. Das waren 12,69 Prozent. 

Der ständige Rückgang der Mitgliederzahl erklärt
sich trotz der besonderen Austrittswelle im Jahre
2003/2004 vor allem aus der demografischen Ent-
wicklung. Auch in „ruhigen“ Zeiten sind mehr Mit-
glieder gestorben als neue eingetreten und als ange-
sichts der Bevölkerungsentwicklung auch hätten ein-
treten können. Mindestens bei den beiden großen
Volksparteien wird sich diese Mitgliederentwicklung
in den nächsten Jahren fortsetzen und wahrschein-
lich verschärfen.
Das Durchschnittsalter unserer Mitglieder beträgt 56
Jahre. Ähnlich sieht es bei der Volkspartei CDU aus.

Dem ständigen Bemühen unserer Kassiererinnen
und Kassierer um höhere Beiträge unserer Mitglieder
ist zu verdanken, dass wir bei den Beitragseinnah-
men keine noch größeren Einbrüche erlebt haben.
Nach wie vor ist die Zahlungsmoral unserer Mitglie-
der sehr gut. Rund 97 Prozent zahlen ihren Beitrag
regelmäßig. Der Durchschnittsbeitrag beträgt monat-
lich 7,09 €. Das sind 70 Cent bzw. 9,9 Prozent mehr
als 1997.

Die Summe der gezahlten Beiträge ist u.a. maßge-
bend für die Höhe der staatlichen Mittel. Wir haben
deshalb nicht nur die geringeren Beitragseinnahmen
zu verkraften, sondern auch geringere Einnahmen
aus staatlichen Mitteln. Die stark rückläufigen Bei-
tragseinnahmen des Jahres 2004 werden deshalb
auch bei der Höhe der staatlichen Mittel für 2005 zu
Buche schlagen.
Laut Finanzordnung erfolgt eine jährliche Anpassung
der Mitgliedsbeiträge. Die Anpassung entspricht der
nominalen Steigerung des durchschnittlichen Netto-
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einkommens des Vorjahres. Grundlage sind die
Angaben des Statistischen Bundesamtes. Die ge-
naue Festlegung erfolgt durch den Parteivorstand
der SPD. Mitglieder, die den Mindestbeitrag zahlen,
sind von der Anpassung ausgenommen.

Die Mitglieder werden ab Oktober eines Jahres über
die bevorstehende Anpassung im „vorwärts“ und im
Informationsdienst „intern“ informiert. Darin werden
sie auch auf die Möglichkeit hingewiesen, der Anpas-
sung zu widersprechen.

Für das Jahr 2003 legte der Parteivorstand eine
Anpassung der Beiträge in Höhe von 2,9 Prozent
fest. Das entsprach der durchschnittlichen Netto-
lohnentwicklung des Jahres 2001. Pro Mitglied
erhöhte sich dabei der Beitrag um durchschnittlich 
19 Cent im Monat. Davon gingen ca. drei Cent an den
Parteivorstand und 16 Cent an die Gliederungen.

Zum 1. 1. 2004 erfolgte eine Anpassung der Beiträge
entsprechend  der durchschnittlichen Nettolohnent-
wicklung des Jahres 2002. Der Parteivorstand legte
eine Anpassung in Höhe von 0,9 Prozent fest. Pro
Mitglied erhöhte sich damit der Beitrag um durch-
schnittlich sechs Cent im Monat. Davon verblieben
fünf Cent vor Ort bei den Gliederungen und ein 
Cent ging an den Parteivorstand.

Die Beitragsanpassungen im Überblick:

Beitragsanpassungen 2001 bis 2004

2001 2003 2004

Anpassung in Prozent 2,2 2,9 0,9

Anzahl der Widersprüche 9.709 5.505 6.157

Beitragssenkung 1.294 848 802

Freiwillige 
Beitragserhöhung 1.130 1.656 259

Die Beitragsanpassung kommt vor allem den Bezir-
ken, Unterbezirken und Ortsvereinen zugute. 85 Pro-
zent der Beiträge und damit der Mehreinnahmen
gehen dorthin. 2003 und 2004 betrugen die Mehr-
einnahmen vor Ort ca. 1,3 Mio. €.

Weniger als ein Prozent der betroffenen Mitglieder
hat der Erhöhung widersprochen. Der überwiegende
Teil unserer Mitglieder akzeptiert die Anpassung, die
der Einkommensentwicklung Rechnung trägt.

1.2 Die Einnahmen aus Spenden

Insbesondere das Jahr nach einer Bundestagswahl
ist erfahrungsgemäß für die Spendenwerbung
schwierig. Daher ist das Ergebnis für das Jahr 2003
mit Einnahmen von annähernd einer Million € erfreu-
lich. Auch das Resultat für das Jahr 2004 schließt mit
1.21 Millionen € an die positive Tendenz der Vorjahre
an – zum zweiten Mal konnten außerhalb eines Bun-
destagswahlkampfes Einnahmen von mehr als einer
Million € realisiert werden.

Seit Anfang der 90er Jahre sind die Spendeneinnah-
men des Parteivorstandes beständig gestiegen
(Tabelle 1). Dennoch liegt die SPD bei den Einnah-
men aus Spenden hinter den konkurrierenden Partei-
en zurück. 

I.
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Bemerkenswert bleibt, dass der Großteil dieser
Spenden von den Mitgliedern der Partei stammt; also
von Genossinnen und Genossen, die über ihren Mit-
gliedsbeitrag hinaus einen finanziellen Beitrag leis-
ten. 

Die Spenden von natürlichen Personen machten in
den vergangenen Jahren im Mittel zwischen fünf und
neun Prozent aller Einnahmen der Gesamtpartei aus.
Spenden aus der Wirtschaft trugen nur mit ein bis
zwei Prozent dazu bei, diese Marke wurde nur gele-
gentlich in Wahljahren leicht überschritten – ein deut-
licher Unterschied zu den bürgerlichen Parteien. 
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Tabelle 1: Spendeneinnahmen des SPD-Parteivorstandes
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(vorläufig)

Tabelle 2: Summe und Anteil der Spenden an den Gesamteinnahmen der Parteien in Tsd. €.

Jahr SPD in % CDU in % CSU in % Grüne in % FDP in % PDS in %

1994 17.760 9,83 29.085 20,32 9.181 26,47 4.610 17,07 8.477 23,59 3.277 18,68

1995 12.720 8,72 18.365 16,45 7.343 27,16 4.473 18,06 5.591 23,80 2.572 12,32

1996 14.278 9,87 18.402 16,23 11.566 36,33 5.051 19,71 7.161 34,51 2.834 15,28

1997 11.837 8,24 17.295 15,50 7.066 24,67 4.648 17,73 7.288 34,31 3.001 15,94

1998 18.836 12,10 33.813 24,49 12.536 37,40 5.847 20,07 11.178 44,29 3.785 19,16

1999 17.236 11,01 33.368 25,20 7.806 23,94 5.140 19,57 9.742 41,49 3.839 18,43

2000 12.631 8,46 28.512 21,79 6.934 24,74 4.311 18,37 7.988 35,59 3.485 17,33

2001 16.528 10,33 25.459 19,43 10.886 31,48 5.121 21,48 10.798 41,98 3.699 18,05

2002 17.334 10,92 30.468 21,47 18.872 40,95 5.282 20,06 13.745 43,58 3.750 17,12

2003 10.445 5,81 17.397 12,45 9.717 20,49 3.434 13,12 7.351 26,50 1.753 7,91



Insgesamt bleiben die Spenden nach den Mitglieds-
beiträgen und den Mitteln aus der staatlichen Teil-
finanzierung eine wichtige Säule solider Finanzen der
Partei.

Es ist weiter notwendig, die Einnahmen aus Spen-
den zu verbessern. Dazu wurden auch neue Instru-
mente der Spendenwerbung getestet. Bereits seit
dem Jahr 2002 bietet das Internet-Tool die Möglich-
keit, über die Homepage der SPD eine Spende zu
leisten. Aber auch die Einwerbung von Spenden über
Mehrwerttelefonnummern und SMS wurde getestet
und eingesetzt. 
Ein Ziel ist es dabei, auch interessierten Gliederun-
gen die Anwendung dieser Methoden zu ermögli-
chen und sie bei deren Einrichtung zu unterstützen.
Dazu streben wir Rahmenvereinbarungen mit Anbie-
tern und Dienstleistern an.

Mit der Änderung des Parteiengesetzes im Jahr 2002
wurden neue Regelungen für die Annahme von
Spenden wirksam, die nicht nur für den Partei-
vorstand, sondern bis hin zum Ortsverein von Be-
deutung sind. Besonders wichtig ist, dass Spen-
den von Unternehmen, an denen die öffentliche
Hand mit mehr als 25 Prozent direkt beteiligt ist,
nicht mehr angenommen werden dürfen. Geschieht
das dennoch, beträgt die Sanktion der Bundestags-
verwaltung das Doppelte der jeweiligen Spenden-
summe. Zuzüglich muss die Spende selbst an die
Bundestagsverwaltung überwiesen werden. Das
Gleiche gilt für Spenden von Fraktionen oder auch
Kommunen und für Spenden gemeinnütziger Organi-
sationen. 
Damit war und bleibt die Beratung in rechtlichen wie
auch in praktischen Spendenfragen ein Schwerpunkt
der Tätigkeit des Spendenreferats.

1.3 Die Einnahmen aus Sponsoring

Werbeauftritte von Sponsoren prägen mittlerweile
unser Bild von sportlichen und kulturellen Veranstal-
tungen. Aber auch in Veranstaltungen zu Wissen-
schaft, im Bildungssektor und beim Umweltschutz
wird zunehmend mit Unternehmen zusammengear-
beitet, die mit einem Sponsoring ihr Image pflegen
wollen. Als Gegenleistung für einen finanziellen Bei-
trag oder eine Sach- oder Dienstleistung können sie
werben.

Für die SPD – wie für andere Parteien – ist Sponso-
ring ebenfalls ein Instrument, um im Rahmen von
Veranstaltungen Einnahmen zu erzielen und Kosten
zu reduzieren. Jedoch: Wir können uns als Partei
weder mit einem Bundesligaverein noch mit einem
lokalen Umweltprojekt vergleichen. Wir unterliegen
anderen Anforderungen und „Marktgesetzen“.

Die Einnahmen aus Sponsoring sind im Berichtszeit-
raum insbesondere mit dem Bundesparteitag in
Bochum sowie mit Zielgruppen- und Multiplikatoren-
veranstaltungen erzielt worden, wie Juso-Bundes-
kongressen, Veranstaltungen mit Zukunftsthemen
etc.

Das finanzielle Volumen fällt im Vergleich zu den übri-
gen Einnahmen des Parteivorstandes mit weniger
als einem Prozent noch vergleichsweise gering aus. 

Es gelten beim Sponsoring, der unter den wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb fällt, andere Erfordernisse
als bei der Behandlung von Parteispenden. 
Unternehmen, die sich bei uns werblich präsentie-
ren, tun dies, weil unsere Mitglieder und Funktionäre
für sie als Zielgruppe von Werbemaßnahmen attrak-
tiv sind. 
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Im Berichtszeitraum hat sich gezeigt, dass Unterneh-
men, die sponsern, in der Regel nicht spenden sowie
umgekehrt. 

Das Sponsoringreferat im Parteivorstand ist zustän-
dig für die Kontaktpflege zu Sponsoren sowie die
korrekte Abwicklung und ist auch Anlaufstelle für
diesbezügliche Fragen aus den Gliederungen.

1.4 Die staatliche Teilfinanzierung

Die staatliche Parteienfinanzierung basiert auf zwei
Säulen: 

● der Zahl der Wählerstimmen, die bei den jeweils
letzten Landtags-, Bundestags- und Europawah-
len erzielt wurden

● und der Summe der Zuwendungen von natürli-
chen Personen (bis zu 3.300 € je Person); dazu
gehören die Mitgliedsbeiträge, die Mandatsträ-
gerbeiträge und die Spenden. 

Die Wählerstimmen und die Beiträge und Spenden,
die die Bürgerinnen und Bürger einer Partei zu geben
bereit sind, gelten als Maßstab für den Grad der Ver-
wurzelung der Partei in der Bevölkerung. Je stärker
eine Partei von Mitgliedern und Bürgerinnen und Bür-
gern finanziell unterstützt wird und je mehr Wähler-
stimmen sie auf sich vereinigen kann, desto höher ist
ihr Anteil an den staatlichen Mitteln.

Der Gesamtbetrag der staatlichen Mittel für alle Par-
teien liegt seit dem 1. Juli 2002 bei 133 Mio. €. Die
SPD erhielt 2003 insgesamt 59,33 Mio. € und 2004
insgesamt 46,36 Mio. €. 
Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass 2003 als
Folge des CDU-Spendenskandals eine Einmalzah-
lung in Höhe von 11,68 Mio. € erfolgte. Die Mittel,
die der CDU zugestanden hätten, sind auf die ande-
ren Parteien aufgeteilt worden. Ohne diese Sonder-
zahlung hätte der Anteil der SPD nur 47,65 Mio. €
betragen.
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Die Jugendpresselounge auf dem Bundesparteitag 2003
in Bochum – ermöglicht durch Sponsoring.



Die Haushalte 2003 und 2004 standen unter
dem Vorzeichen rückläufiger Beitragsein-

nahmen. Zudem mussten die finanziellen
Belastungen durch den Bundestagswahlkampf auf-
gefangen werden. 

Die mittelfristige Finanzplanung konnte nur mit har-
ten Einsparungen im Sachmitteletat zustande kom-
men, darüber hinaus sind strukturelle Einschnitte im
Personalbereich notwendig geworden, die in den
nächsten Jahren umgesetzt werden müssen. Die
vorzeitige Auflösung des Bundestages hat die
Umsetzung verzögert, sie wird ab 2006 realisiert
werden müssen.  

Vor dem Umzug nach Berlin im Jahr 1999 machten
die Personalkosten noch 38 Prozent der Ausgaben
aus. 2001 lagen sie bei 31,5 Prozent, 2002 schon
wieder bei 36 Prozent und 2003/2004 bei 37 Prozent
der Ausgaben.
Dabei ist zu berücksichtigen, dass zahlreiche techni-
sche und organisatorische Dienste (Buchhaltung,
EDV etc.) mit dem Umzug nach Berlin ausgelagert
wurden, also den Personaletat unmittelbar nicht
mehr belasten, sondern als Sachausgaben geführt
werden. Vor diesem Hintergrund erscheint die Perso-
nalkostenquote 2003/2004 im Vergleich zu 1999 ein-
deutig zu hoch. Das vor allem auch deshalb, weil die
Etats insgesamt aufgrund der sinkenden Beitragsein-
nahmen geringer ausfallen und die zur Verfügung
stehenden Sachmittel für die politische Arbeit im Ver-
gleich zu den Personalkosten zu gering sind (Stich-
wort „Kampagnenfähigkeit“).

Unser Ziel ist, betriebsbedingte Kündigungen zu ver-
hindern. Deshalb haben wir Betriebsvereinbarungen
überarbeitet und Vergünstigungen gestrichen. Dies
geschah in Zusammenarbeit zwischen Geschäftslei-
tung und Betriebsrat. Diesen Weg werden wir fort-
setzen, denn die erreichten Einsparungen reichen
nicht aus, um wieder ein gesundes Verhältnis zwi-
schen Personal- und Sachausgaben zu erreichen.

Der Ansatz für den Betriebshaushalt 2005 liegt trotz
eines Jahres mit Parteitag um 0,9 Mio. € unter den
Ausgaben des Betriebshaushaltes von 2004. Der
Betriebshaushalt 2006 muss jedoch noch mal in den
Ausgaben reduziert werden. Die Ausgabenpolitik des
Parteivorstandes muss sich in Zukunft strikter als bis-
her an den tatsächlich erzielten Einnahmen orientie-
ren, da höhere Einnahmen für die nächsten Jahre
nicht zu erwarten sind.

Eine erfreuliche Entwicklung lässt sich bei den
Kosten für die EDV feststellen. Nach ihrer Verfünffa-
chung von 1995 bis 2000 (auf über 7 Mio. €) sind sie
bereits gesunken. Der Betriebshaushalt EDV betrug
2001 noch 5,3 Mio. €. Er konnte bis 2004 auf unter 4
Mio. € zurückgeführt werden und soll sich auch in
den nächsten Jahren bei ca. 4 Mio. € einpendeln.

Das Budget für die Europawahl konnte aufgrund sorg-
fältiger Haushaltsbewirtschaftung und intensiver Kon-
trolle eingehalten werden. Die Wahlkampfzentrale für
den Europawahlkampf wurde im Willy-Brandt-Haus ein-
gerichtet. Der Etat betrug im Wahljahr rund 11 Mio. €.
Im Etat des Europawahlkampfes schlugen die Kosten
für Anzeigen, Plakatierung, Kino- und Fernseh-Spots
sowie Flugblätter und andere Verteilmaterialien mit ins-
gesamt 6,1 Mio. € zu Buche. Ein weiterer großer Be-
reich waren mit 1,5 Mio. € die (Groß-) Veranstaltungen,
insbesondere die mit dem Bundeskanzler und dem
Spitzenkandidaten. An Gliederungen wurden 1,9 Mio. €
Zuschüsse ausgezahlt. Die restlichen Mittel wurden für
Zielgruppen, Forschung, Themen- und Pressearbeit so-
wie für die Verwaltungs- und Personalkosten verwandt.

Die Haushaltsführung des Parteivorstandes für die
Haushaltsjahre 2003 und 2004 wurde überprüft und
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach den
Vorschriften des Parteiengesetzes testiert. Es gab
keine Beanstandungen. Entsprechendes gilt für den
Kampagnenetat zur Europawahl 2004. Außerdem
prüfte die Kontrollkommission laufend das Finanz-
gebaren des Parteivorstandes.
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Seit der Umstellung der staatlichen Parteien-
finanzierung von der Wahlkampfkostener-
stattung auf allgemeine staatliche Zuschüsse

im Jahre 1994 gibt es einen besonderen Finanzaus-
gleich zwischen Parteivorstand und Landesverbän-
den bzw. Bezirken. 
Bei der Verteilung der staatlichen Mittel werden
neben den erzielten Wählerstimmen auch die
Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) ein-
bezogen. Das hat zu Verschiebungen geführt
gegenüber der früher nur auf dem Wähleranteil
basierenden staatlichen Finanzierung. Besonders die
Bundesländer mit großer Mitgliederdichte waren
deutlich im Vorteil. Diese Ungleichgewichte müssen
ausgeglichen werden. 

Die Verteilung der staatlichen Mittel zwischen Lan-
desverbänden und Parteivorstand hat sich seit 1991
entsprechend der Tabelle zur Verteilung der staat-
lichen Mittel entwickelt.

Während bis 1993 die staatlichen Mittel für die SPD
zu 30 Prozent an die Landesverbände und zu 70 Pro-
zent an den Parteivorstand gingen, beträgt dieses
Verhältnis  inzwischen 33 Prozent für die Landesver-
bände und 67 Prozent für den Parteivorstand. Der
Zuwachs an staatlichen Mitteln ist über den parteiin-
ternen Finanzausgleich überwiegend an die Landes-
verbände gegeben worden. Sie erhalten heute knapp
28 Prozent mehr an staatlichen Mitteln als vor 1994,
während die dem Parteivorstand verbleibenden
staatlichen Mittel nur um 11,5 Prozent gestiegen
sind. 

Für die zukünftige Verteilung ist eine Festlegung der
Verteilung der staatlichen Mittel auf ein Drittel zu
zwei Dritteln erfolgt. Dem steht die Beitragsvertei-
lung von 85 Prozent zu 15 Prozent zugunsten der
Gliederungen gegenüber.

I.
Finanz- und Vermögensentwicklung der SPD

11

3. Parteiinterner Finanzausgleich

Verteilung der staatlichen Mittel in Tsd. €

1991 – 1993 1994 – 1997 1998 – 2001 2002 – 2004 Veränderung ggü.
Ø pro Jahr Ø pro Jahr Ø pro Jahr Ø pro Jahr 1991 – 1993

T€ % T€ % T€ % T€ % in T€ in %

Landesverbände
von den Landtagen 13.302 7.600 7.206 6.196
aus Finanzausgleich 0 7.325 8.956 10.774

LV-Gesamt 13.302 30 14.925 32 16.162 34 16.970 33 3.668 27,6

Parteivorstand 30.996 70 31.040 68 32.042 66 34.550 67 3.554 11,5

SPD-Gesamt 44.298 100 45.965 100 48.204 100 51.520 100 7.222 16,3

Die Gesamtsumme der staatlichen Mittel für alle Parteien ist durch eine absolute Obergrenze begrenzt; von 1991 bis 1997
auf 117,59 Mio. € (= 230 Mio. DM), von 1998 bis 2001 auf 125,27 Mio. € (= 245 Mio. DM), seit 2002 auf 133 Mio. €.



Als solidarische Leistung unserer Mitglieder in
den alten und neuen Landesverbänden wer-
den je Monatsbeitrag 26 Cent zweckgebun-

den für den Strukturaufbau in den ostdeutschen Lan-
desverbänden weitergeleitet. Ohne diese Strukturhil-
fe ist es dort kaum möglich, eine handlungsfähige
Organisation zu sichern. Obwohl der durchschnitt-
liche Mitgliedsbeitrag in Ostdeutschland deutlich
höher ist als in Westdeutschland, reichen die eige-
nen Einnahmen bei rund 24.000 Mitgliedern (Stand:
31. 12. 2004) nicht aus, das Geschäftsstellennetz zu
finanzieren.

Zur Unterhaltung der Geschäftsstellen und des
hauptamtlichen Personals wurden den ostdeutschen
Landesverbänden in den Jahren 2003 und 2004 ins-
gesamt 6,04 Mio. € zur direkten Defizitabdeckung
überwiesen. Diese setzten sich aus den von den Mit-
gliedern gezahlten Sonderbeiträgen in Höhe von 3,90
Mio. € und einer aus dem Betriebshaushalt des Par-
teivorstandes erbrachten Ergänzung dieser Struktur-
hilfe in Höhe von 2,14 Mio. € zusammen.

Darüber hinaus stellte der Parteivorstand zusätzlich
aus seinem Betriebshaushalt im Jahr 2003 weitere
251 T€ und 2004 weitere 720 T€ als Wahlkampfun-
terstützung, Projektmittelzuschüsse, Personal- und
Verwaltungskosten bereit.

In den Jahren 2003 und 2004 wurden insgesamt 7,01
Mio. € für die Fortsetzung der Aufbauhilfe Ost einge-
setzt, 2003 waren es 3,33 Mio. € und 2004 waren es
3,68 Mio. €. Der Parteivorstand hat aus seinem eige-
nen Betriebshaushalt über die von den Mitgliedern
gezahlte Strukturhilfe hinaus in diesen beiden Jahren
3,12 Mio. € beigesteuert.
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4. Strukturhilfen für die ostdeutschen Landesverbände 



Die Häuser der SPD werden grundsätzlich von
der Konzentration GmbH verwaltet, nur das

Willy-Brandt-Haus hat eine eigene Verwal-
tungsgesellschaft.
Im Berichtszeitraum hat die Konzentration GmbH
neben ihrer Tätigkeit als Treuhänderin des SPD-Par-
teivorstandes für die Immobilienportfolios Ost ver-
stärkt ihr Augenmerk auf die Organisation, Entwick-
lung, Verwaltung und Dokumentation des Immobi-
lienvermögens in den alten Bundesländern gelegt. 

Die Strukturbereinigung des Immobilienbesitzes der
Partei wurde fortgeführt. Der Grundbesitz in Regens-
burg und Würzburg wurde in das Treuhandvermögen
der Partei überführt. Die Grundstücksbesitzgesell-
schaften M. Walther & Co. GmbH und die Ober-
pfälzisch-Niederbayerische Verlagsgesellschaft mbH
wurden anschließend auf die Konzentration GmbH
verschmolzen, in der nun ihre Geschichte fortlebt.

Die Bezirke Oberpfalz und Niederbayern haben den
Beirat Immobilienvermögen Ostbayern gegründet.
Dieser Beirat ist Ansprechpartner der Konzentration
GmbH in allen Fragen der Immobilienverwaltung und
-entwicklung.  

Die Immobilien in Wilhelmshaven, Göttingen und
Esslingen wurden entwickelt, von Grund auf saniert
und sind vermietet.

Geprägt wurde der Berichtszeitraum zudem durch
die Neuorganisation und Umstrukturierung der
Geschäftsabläufe in der Konzentration GmbH. So
wurde die bisher extern durchgeführte Buchhaltung
in die Konzentration reintegriert und zugleich eine
Anlagenbuchhaltung aufgebaut. Dies erlaubt der
Konzentration nunmehr ein zeitnahes Controlling des
Immobilienbesitzes der Partei. Die monatsscharfe
Analyse der Immobilienentwicklung ermöglicht ein
schnelles und konsequentes Eingreifen bei Kosten-
überschreitungen oder Mietausfällen.

Parallel zur mittlerweile abgeschlossenen Systema-
tisierung des Aktenbestandes der Konzentration
GmbH wurde in 2004 begonnen, den Immobilienbe-
sitz der SPD in einer Datenbank, basierend auf MS-
Access, zu erfassen. 

In 2004 hat die Konzentration GmbH erstmals die
Bewertung des Immobilienbesitzes gemäß §§ 146 ff.
Bewertungsgesetz für den SPD Parteivorstand
durchgeführt. Der Betrag von 92 Mio. € wurde im
Rechenschaftsbericht der SPD für das Jahr 2003
ausgewiesen. 

Die Konzentration GmbH beschäftigte zum 31. 12.
2004 einschließlich des Geschäftführers sieben Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im Berliner Büro. Hinzu
kommen vier Auszubildende.

I.
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5. Immobilienverwaltung

Sanierung im Jahr 2003: 
Das „Paul-Hug-Haus“, Sitz der Geschäftsstelle 
der Unterbezirke Wilhelmshaven, Friesland 
und Wittmund, am Rathausplatz in Wilhelmshaven.



W enn Union und FDP von Unternehmen
der SPD sprechen oder über den Reich-
tum der SPD spekulieren, meinen sie die

dd_vg. Nach dem Bewertungsgesetz wurde der
Wert der Beteiligungen an Unternehmen auf rund
165,3 Mio. € geschätzt. Dieser Betrag wurde im
Rechenschaftsbericht 2003 der SPD ausgewiesen.
Die jährlichen Ausschüttungen der dd_vg. an die SPD
betragen zur Zeit ca. 6 Mio. € jährlich. Sie liegen
damit weit unter der Differenz der Spendeneinnah-
men zwischen Union und SPD. Die Union (CDU und
CSU) hat 2003 27,114 Mio. € an Spenden eingenom-
men und damit 16,669 Mio €mehr als die SPD.
Die Einnahmen aus der dd_vg. verwendet die SPD
vorrangig für die Finanzierung des Willy-Brandt-
Hauses.

Die Holding Deutsche Druck- und Verlagsgesell-
schaft mbH (dd_vg.) hat auch im Jahr 2003 ein befrie-
digendes Geschäftsergebnis in Höhe von 12,5 Mio. €
nach Steuern erzielen können. Es liegt um 35,9 Pro-
zent über dem Vorjahresergebnis von 9,2 Mio. €. Das
entspricht einer Kapitalrendite von 10,4 Prozent. 
6,1 Mio. € wurden an die SPD als Gesellschafterin
der dd_vg. ausgeschüttet.

Die Zahlen für das Geschäftsjahr 2004 wurden im
Herbst 2005 auf einer Bilanzpressekonferenz vorge-
stellt. Sie sind hinter dem Ergebnis von 2003 kaum
zurückgeblieben (11,5 Mio. €). Das Betriebsergebnis
steigerte sich sogar um 3,8 Mio. €. Diese Ergebnisse
konnten trotz der anhaltend schwierigen wirtschaftli-
chen Lage der Tageszeitungen erzielt werden, die
das bedeutendste Geschäftsfeld der dd_vg.-Beteili-
gungen darstellten.

Die Krise dieser Branche hält nun schon einige Jahre
an: Dramatisch gesunkene Anzeigenerlöse, reduzier-
te Heftumfänge und ein kontinuierlicher Rückgang
der verkauften Auflagen sind nicht nur konjunkturell
bedingt, sondern signalisieren auch strukturelle Ver-
änderungen, wie z.B. im Leseverhalten, die den Ver-
lagen tief greifende Anpassungen abverlangen. Dazu
gehören nicht nur teilweise schmerzhafte Restruk-
turierungsprozesse, sondern auch Investitionen in
neue Geschäftsfelder.

Dabei mag der SPD heute zugute kommen, dass sie
die Lektion der 70er Jahre nicht vergessen hat, als
Zeitungsunternehmen auch deswegen aufgeben
mussten, weil man sich zu lange betriebswirtschaftli-
chen Einsichten verschlossen hatte.

Das Engagement der SPD im Zeitungsbereich ist ein
Beitrag zum Erhalt einer vielfältigen mittelständi-
schen Presselandschaft in Deutschland: So hat die
dd_vg. 2003 den 70-Prozent-Anteil des Süddeutschen
Verlags an der „Frankenpost“ in Hof übernommen,
um kartellrechtliche Hürden zu beseitigen, die einem
Sanierungskonzept des Süddeutschen Verlags mit
Hilfe eines neuen Gesellschafters im Wege standen.
2005 hat der Süddeutsche Verlag 65 Prozentpunkte
dieser Anteile zurück erworben.

Ein Beitrag zum Erhalt der Pressevielfalt war auch die
Entscheidung, im Frühjahr 2004 90 Prozent der
Anteile an der akut gefährdeten Frankfurter Druck-
und Verlagsgesellschaft in einer Situation zu über-
nehmen, in der sich kein anderer Zeitungsverlag
engagieren konnte oder wollte. Erklärtes Ziel des
Engagements ist es, das Überleben der traditions-
reichen „Frankfurter Rundschau“ zu sichern. Es be-
steht die Absicht, nach einer Phase der grundlegen-
den Sanierung einen Partner aus der Verlagsbranche
als neuen Mehrheitsgesellschafter zu gewinnen.

I.
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6. Deutsche Druck- und Verlagsgesellschaft mbH (dd_vg.)



Insgesamt konnten sich die Erträge aus den Medien-
beteiligungen der dd_vg. gut behaupten. Dazu hat
auch die erfreuliche Entwicklung des „vorwärts“ bei-
getragen.

„Öko-Test“ konnte ihre gute Marktposition bestäti-
gen. Im Zusammenhang mit dem Engagement bei
der „Frankfurter Rundschau“ fiel die Entscheidung,
sich aus dem Segment der Stadtillustrierten zurück-
zuziehen; die Anteile an der „Szene Hamburg“ wur-
den veräußert. 

Im Buchverlagsgeschäft konnte der „Parthas Verlag“
Programm und Umsatz deutlich ausbauen. Die neu
gegründete „vorwärts buch“-Reihe soll das Inte-
resse an politischen Publikationen abdecken.

Die anderen Sparten der dd_vg. zeigten unterschied-
liche Entwicklungen: Der verstärkte und teilweise
ruinöse Wettbewerb im Bereich der Akzidenzdrucke-
reien hat dazu geführt, dass sich die dd_vg. auf die
Betriebe in Lübeck und Braunschweig konzentriert
und darüber hinaus das Unternehmen in Lübeck mit
einem benachbarten Betrieb fusioniert hat (dd_vg.-
Anteil: 70 Prozent).

Im Zuge der Fusion der Tiefdruckunternehmen von
Gruner + Jahr, Bertelsmann und Springer wurde die
Tiefdrucksparte des gemeinsam von dd_vg. (40 Pro-
zent) und Gruner + Jahr (60 Prozent) betriebenen
Druck- und Verlagshauses in Dresden herausgelöst
und der dd_vg.-Anteil an Gruner + Jahr veräußert.

I.
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Das „Rundschau-Haus“, 
Sitz der Frankfurter Rund-
schau in Frankfurt /Main 
bis Mitte 2005.



Im Segment Tourismus erfreut sich der „SPD-Reise-
Service“ wachsender Akzeptanz unter den Mitglie-
dern und einer soliden wirtschaftlichen Lage, wäh-
rend das „Reisebüro im Willy-Brandt-Haus“ unter
den drastischen Veränderungen im Reisegeschäft,
vor allem dem Margen- und Provisionsverfall, nach
wie vor leidet.

Zum Geschäftsbereich Handel und Service gehören
Aktivitäten mit sehr unterschiedlicher Ertragskraft:
Papierhandel (HPPV), Werbemittel und Merchan-
dising (IMAGE), Buchhandel (Antiquariat im Willy-
Brandt-Haus), EDV und Verwaltungsservice (Office
Consult); in der Berichtsperiode zeigt der Bereich ins-
gesamt gleichwohl ein positives Ergebnis.

Beim Projekt SPD-CARD muss sich 2006 zeigen, ob
der Wunsch der SPD, eine solche Karte anzubieten,
unter wirtschaftlichen Bedingungen dauerhaft reali-
sierbar ist.

Eine besondere Herausforderung bleiben die Versu-
che von CDU und FDP, das seit 140 Jahren beste-
hende Engagement der SPD im Medienbereich zu
diskreditieren. Neue Ländergesetze haben Verlage
mit dd_vg.-Beteiligung gezwungen, Anteile von Hör-
funkunternehmen aufzugeben. Die verfassungs-
rechtlichen Auseinandersetzungen darüber sind
immer noch anhängig.

Am 6. September 2005 konnte die SPD allerdings vor
dem Niedersächsischen Staatsgerichtshof in Bücke-
burg ein beachtliches Urteil zu ihren Gunsten errei-
chen. Geklagt hatte die Niedersächsische SPD-Land-
tagsfraktion gegen eine Veränderung des Nieder-
sächsischen  Mediengesetzes zu Lasten der Deut-
schen Druck- und Verlagsgesellschaft. Die Novelle
wurde für nichtig erklärt. „Damit führt das Normen-
kontrollverfahren, das die 63 Mitglieder der SPD-
Fraktion im Niedersächsischen Landtag eingeleitet
hatten, zu dem von ihnen erstrebten Erfolg“, so der
Staatsgerichtshof in seiner Pressemitteilung.

In dem Normenkontrollverfahren bestätigt das Urteil
die Presse- und Rundfunkfreiheit und die Grund-
rechtsträgerschaft der Parteien und stellt klar, dass
eine Einschränkung der Rundfunkfreiheit sich nur
daran orientieren darf, die Unabhängigkeit und Neu-
tralität des Rundfunks zu wahren. Damit kann ledig-
lich der beherrschende Einfluss einer gesellschaftli-
chen Gruppe (z.B. Parteien) ausgeschlossen wer-
den, nicht aber Minderheitsbeteiligungen, wie sie bei
der Beteiligung der SPD-Medienholding dd_vg. an
der Verlagsgesellschaft Madsack vorlag.

Nach den Maßstäben dieses Urteils sind auch die
Rundfunkgesetze der Länder Hessen und Baden-
Württemberg verfassungswidrig. Gegen das Hessi-
sche Rundfunkgesetz wurde durch die SPD-Bundes-
tagsfraktion bereits 2003 eine Normenkontrollklage
vor dem Bundesverfassungsgericht erhoben, die noch
nicht entschieden ist.

Für die Medienbeteiligungen der SPD bedeutet das
Urteil einen großen Gewinn an Rechtssicherheit.
Anders als bei der Rundfunkfreiheit gibt es für das
Recht auf Pressebeteiligungen nach den Maßstäben
dieses Urteils keine Einschränkungsmöglichkeiten
außer den kartellrechtlichen, die für alle gelten.

In der Staatsrechtslehre ist es inzwischen Konsens,
dass die Beteiligungen an Zeitungen und Verlagen zu
den Grundrechten auf Eigentum gehören, die auch
einer Partei zustehen. Dennoch versucht die FDP
immer wieder, die SPD zum vierten Mal in ihrer
Geschichte zu enteignen. Für die selbsternannte
Rechtstaatspartei eine stolze Leistung im Kampf um
Platzvorteile in der Parteienkonkurrenz.

I.
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7. Finanzen der Gesamtpartei im Vergleich zu den anderen Parteien 2003
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Im Jahr 2003 wurden die Rechnungslegungsvor-
schriften und die Vorschriften über Prüfung und
Korrekturen von Rechenschaftsberichten des Par-

teiengesetzes von 2002 erstmals angewandt.
Im Abschlussbericht der Parteienfinanzierungskom-
mission 2004 wurden die Erfahrungen mit dem
neuen Gesetz erörtert. Hieraus und – nicht zuletzt –
der Interpretation des Gesetzes von 2002 durch das
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) folgten Überle-
gungen zu einer Überarbeitung der Novelle von 2002
vor der endgültigen Rechenschaftslegung für das
Jahr 2003. 
Nach dem vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
entwickelten Prüfungsstandard sollten beispielswei-
se die Parteien zu einem im Parteiengesetz von 2002
nicht vorgesehenen Anhang verpflichtet werden.
Solche Anhänge haben nur „große Kapitalgesell-
schaften“ aufzustellen. Außerdem sollten z.B. auf
jeder Ebene Rechnungsabgrenzungsposten gebildet
werden. Die ehrenamtliche Kassenführung hätte die-
ses nicht leisten können.

Andererseits hatte sich gezeigt, dass das geänderte
Parteiengesetz schwierig zu handhaben ist. So sind
Bundestagsverwaltung und Parteien mit Korrektur-
vorfällen belastet, die oft nur unwesentliche Fälle
betreffen.

Vereinfachungen und Klarstellungen des Prüfungs-
verfahrens beim Bundestagspräsidenten ließen sich
im Gesetzgebungsverfahren nicht durchsetzen. Das
lag letztlich an unterschiedlichen Auffassungen
innerhalb der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Damit
wurde nicht abschließend geklärt, was für den
Rechenschaftsbericht wesentlich ist und was nicht.

Im Sinne der ehrenamtlichen Kassenführung auf der
örtlichen Ebene ist es auch nach dieser Novelle des
Parteiengesetzes bei der Einnahmen- /Ausgaben-
rechnung geblieben. Allerdings wurde sie zu einer
„Ergebnisrechnung“ weiterentwickelt, d.h. sie ist
mit der Vermögensrechnung fest verknüpft.

Um den Ortsvereinen, Unterbezirken, Stadtverbän-
den etc. auch in Zukunft die ehrenamtliche Kassen-
führung zu ermöglichen, wurde eine neue Regelung
geschaffen. Sie erlaubt diesen Gliederungen, unab-
hängig vom Entstehen der jeweiligen Forderung
bzw. Verbindlichkeit, Einnahmen und Ausgaben im
Zeitpunkt des jeweiligen Geldflusses zu buchen.

Darüber hinaus wurde klargestellt, dass nur die „für
alle Kaufleute geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften“ (also nicht die Vorschriften für so genannte
große Kapitalgesellschaften) soweit gelten, wie das
Parteiengesetz nicht eine spezielle Regelung trifft. 

Mit der Novelle von 2004 ist es gelungen, die Rech-
nungslegungsvorschriften praxisgerechter und trans-
parenter zu gestalten.

II.
Weitere Reformen des Parteiengesetzes
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Die Lage der Parteifinanzen der SPD ist stabil.
In den nächsten Jahren werden sich aber

erhebliche Risiken entwickeln.
Das größte Risiko ist die sich verschärfende
grundsätzliche Kritik, die Parteien in der Öffentlich-
keit erfahren, und die zu einem wachsenden Mangel
an Selbstbewusstsein führt.

Dass Parteien für den demokratischen Prozess not-
wendig sind, dass Demokratie ohne sie nicht funktio-
nieren kann, ist zwar inzwischen in der deutschen
Staatslehre Konsens, aber daneben hat sich eine Par-
teienstaatskritik entwickelt, die Mitarbeit in politi-
schen Parteien abwertet und politische Parteien als
Entartung der Demokratie ansieht. Diese Diskussion
beeinflusst auch die Einnahmen der Parteien. Nicht
von ungefähr ist die Höhe der staatlichen Parteienfi-
nanzierung inzwischen deutlich hinter den Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichtes zurückgeblieben,
weil jeder Versuch, sie anzuheben, einem Sperrfeuer
der Parteienkritik ausgesetzt war.

Die öffentliche Kritik ist außerdem kein Ansporn für
junge Menschen, sich in Parteien zu engagieren.
Dennoch haben wir in den letzten Monaten viel
Zuspruch, Einsatz und auch Parteieintritte erfahren
können. 

Die Veränderung der Altersstruktur unserer Bevölke-
rung führt zu längerer Mitgliedsdauer und stabilisiert
unsere Beitragseinnahmen. Langfristig stehen wir
jedoch vor dem Problem, dass die anwachsende Zahl
von Sterbefällen durch neue Mitglieder ausgeglichen
werden muss.
Mitgliederwerbung bleibt daher eine ständige und
alle fordernde Aufgabe. Das kann nur dauerhaft er-
folgreich sein, wenn in Zukunft die innerparteiliche
Demokratie lebt und unsere Mitglieder sich vielfältig
bei uns engagieren können. 

Daneben müssen neue Einnahmequellen gefunden
werden. Wir müssen über die erreichten Fortschritte
bei der Spendenwerbung und beim Sponsoring hin-
aus in diesen Bereichen weiter aktiv werben. Die
Beteiligung der SPD an Unternehmen hat sich stabil
entwickelt. Wir haben dazu beigetragen, eine mittel-
ständische Vielfalt im Zeitungsbereich zu erhalten.
Gleichzeitig haben sich die Ausschüttungen verste-
tigt. Sie haben die Finanzierung des Willy-Brandt-
Hauses und die Unterstützung beim Aufbau Ost
ermöglicht. 

Dennoch werden wir auch angesichts der demografi-
schen Entwicklung in der Mitgliederstruktur aller Par-
teien die staatliche Teilfinanzierung grundsätzlich ver-
stetigen und verbessern müssen, ohne die Parteien
aus ihrer Verantwortung zu entlassen. 

III.
Entwicklung der Parteifinanzen
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A. Die Auswirkungen 
der Gesetzesänderungen von 2002

Bis zum Rechnungsjahr 2002 waren die Parteien ver-
pflichtet, ihre Einnahmen aus Vermögen, Veranstal-
tungen, Vertrieb von Druckschriften und Veröffent-
lichungen und sonstiger mit Einnahmen verbundener
Tätigkeit in den Rechenschaftsberichten um die da-
mit verbundenen Ausgaben vermindert auszuweisen
(Saldierungsgebot). Ab 2003 sind auch diese Ein-
nahmen und Ausgaben jeweils mit ihrem vollen
Betrag anzugeben (Saldierungsverbot).

Außerdem wurden als zusätzliche Einnahmen- und
Ausgabenkategorien eingeführt:

● Mandatsträgerbeiträge (bislang als „ähnliche
regelmäßige Beiträge“ in den Mitgliedsbeiträgen
enthalten).

● Einnahmen aus Unternehmenstätigkeit und
Beteiligungen (bislang als „Einnahmen aus Ver-
mögen“ mit den entsprechenden Ausgaben zu
saldieren).

● Ausgaben für die Vermögensverwaltung ein-
schließlich sich hieraus ergebender Zinsen
(bislang als „Zinsen“ bzw. „Ausgaben des lau-
fenden Geschäftsbetriebes“ mit den entspre-
chenden Einnahmen zu saldieren).

Neben den strengeren Spendenregelungen waren
das die gravierendsten Änderungen des Parteienge-
setzes, die deutliche Gewichtverschiebungen in den
Rechenschaftsberichten bewirkten. Vergleiche mit
den Vorjahren sind deshalb nur sehr eingeschränkt
möglich (außerdem wurden erstmals Strafvorschrif-
ten in das Parteiengesetz aufgenommen).

B. Die Finanzentwicklung 
bei den Gesamtparteien

Vorbemerkungen:

Nach den starken finanziellen Belastungen durch die
Wahlkämpfe zur Bundestagswahl, zur bayerischen
Kommunalwahl und zu den Landtagswahlen Meck-
lenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt im Jahre
2002 waren die Finanzen der Parteien im Jahr 2003
trotz der Landtagswahlen von Niedersachsen, Hes-
sen und Bayern sehr viel geringer belastet als im
Bundestagswahljahr 2002.

Die Neuberechnung der staatlichen Mittel für das
Jahr 1999, die infolge des CDU-Spendenskandals in
Hessen erforderlich wurde, führte zu einer Minde-
rung des für die CDU zunächst errechneten Betrages
um 21 Mio. €. Gemäß den bis 2002 noch geltenden
gesetzlichen Bestimmungen wurde dieser Betrag
auf die anderen Parteien verteilt. Die Auszahlung der
Beträge erfolgte im Jahre 2003. Bei den folgenden
Vergleichen mit den Vorjahren werden diese außer-
ordentlichen Einnahmen außer Betracht gelassen
und nur bei den Jahresergebnissen (Überschüsse
bzw. Defizite) nachrichtlich aufgeführt.
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Die Finanzen der Bundestagsparteien 2003
(SPD, CDU, CSU, GRÜ, FDP und PDS)



1. Veränderungen von Einnahmen, Ausgaben und Reinvermögen gegenüber 2002

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €

Gesamteinnahmen

(ohne Zuschüsse von Gliederungen)

2002 158,8 142,0 46,1 26,3 31,5 21,9

2003 (ohne a.o. staatliche Mittel) 168,2 139,7 45,1 24,1 26,1 20,5

Veränderung + 9,4 – 2,3 – 1,0 – 2,2 – 5,4 – 1,4

Veränderung in % + 5,9 – 1,6 – 2,2 – 8,4 – 17,1 – 6,4

Gesamtausgaben

(ohne Zuschüsse an Gliederungen)

2002 187,3 142,8 54,6 30,1 38,5 24,6

2003 168,8 122,5 44,0 22,8 24,6 18,1

Veränderung – 18,5 – 20,3 – 10,6 – 7,3 – 13,9 – 6,5

Veränderung in % – 9,9 – 14,2 – 19,4 – 24,3 – 36,1 – 26,4

Überschuss/Defizit

2002 – 28,5 – 0,8 – 8,5 – 3,8 – 7,0 – 2,7

2003 – 0,6 + 17,2 + 1,1 + 1,3 + 1,5 + 2,4
zzgl. a.o. staatliche Mittel + 11,7 0,0 + 2,3 + 2,1 + 1,6 + 1,7

Gesamtergebnis 2003 + 11,1 + 17,2 + 3,4 + 3,4 + 3,1 + 4,1

Reinvermögen 2002 124,6 57,2 18,7 17,4 – 1,9 16,6

Reinvermögen 2003 135,7 74,4 22,1 20,8 – 0,2 20,7
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Alle Parteien konnten in 2003 Überschüsse erzielen
und damit Schulden abbauen oder Rücklagen für
künftige Wahlen bilden, die CDU trotz der Belastung
durch die Rückzahlungsverpflichtung staatlicher Mit-
tel.

Die SPD konnte nur dank der ihr zugeflossenen
außerordentlichen staatlichen Mittel einen Über-
schuss erzielen und hätte ansonsten lediglich ein
ausgeglichenes Ergebnis erzielt.



2. Die Veränderungen der Einnahmen
gegenüber 2002

Bei der SPD lagen die Einnahmen des Jahres 2003
um 9,4 Mio. € (5,9 Prozent) über den Vorjahresein-
nahmen. Die Beitragseinnahmen (einschließlich der
Mandatsträgerbeiträge) waren zwar um 2,0 Mio. €
(2,5 Prozent) niedriger und die Spenden gingen um
6,9 Mio. € (39,7 Prozent) zurück, die anderen Einnah-
men waren aber wesentlich höher als im Vorjahr. Der
größte „Zuwachs“ resultiert mit 11,9 Mio. € (579,8
Prozent) aus den Einnahmen aus wirtschaftlicher
Tätigkeit (Veranstaltungen, Druckschriften etc.), bei
denen sich die Aufhebung des Saldierungsgebots
auswirkt. Aus demselben Grund waren auch die aus-
gewiesenen Einnahmen aus Vermögen einschließ-
lich Unternehmenstätigkeit und Beteiligungen deut-
lich höher als im Vorjahr (+ 4,8 Mio. € /45,3 Prozent).

Bei der CDU waren die Einnahmen 2003 um 2,2 Mio.
€ (1,6 Prozent) niedriger als im Vorjahr. Den stärksten
Rückgang musste sie mit 13,1 Mio. € (42,9 Prozent)
bei den Spenden hinnehmen. Demgegenüber lagen
die Beiträge um 2,8 Mio. € (4,9 Prozent), die Einnah-
men aus Vermögen um 1,6 Mio. € (46,2 Prozent) und
die Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit um 8,3
Mio. € (309,2 Prozent) über den Vorjahreseinnah-
men.

Auch die CSU weist rückläufige Einnahmen aus. Sie
lagen 2003 um 1,0 Mio. € (2,2 Prozent) unter denen
des Vorjahres. Die CSU hatte bei den Spenden den
stärksten Rückgang (– 9,2 Mio. € /48,5 Prozent). Die
Zuwächse bei den Einnahmen aus wirtschaftlicher
Tätigkeit (+ 6,8 Mio. € /533,7 Prozent), Vermögen
(+ 0,4 Mio. € /76,8 Prozent) und den staatlichen Mit-
teln (+ 1,0 Mio. € /8,6 Prozent) konnten die Spenden-
rückgänge nicht ausgleichen.

Die Grünen weisen um 2,3 Mio. € (8,6 Prozent) rück-
läufige Einnahmen gegenüber dem Vorjahr aus. Die
Spenden waren um 1,8 Mio. € (35,0 Prozent) und die
Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit um 0,9
Mio. € (47,4 Prozent) niedriger als im Vorjahr. Dage-
gen lagen die Beitragseinnahmen um 0,5 Mio. € (5,3
Prozent) über dem Vorjahresstand.

Bei der FDP waren die Einnahmen 2003 um 5,4 Mio.
€ (17,2 Prozent) niedriger als im Vorjahr. Die Spenden
waren um 6,4 Mio. € (46,5 Prozent) zurückgegangen.
Die Beitragseinnahmen waren hingegen um 1,1 Mio.
€ (18,0 Prozent) höher als im Vorjahr.

Die PDS hatte im Jahr 2003 um 1,5 Mio. € (6,6 Pro-
zent) geringere Einnahmen als in 2002. Die Spenden-
einnahmen waren um 2,0 Mio. € (53,3 Prozent)
zurückgegangen, die Beitragseinnahmen um 0,6
Mio. € (5,8 Prozent) gestiegen.
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3. Die Veränderungen der Ausgaben
gegenüber 2002

Alle Parteien weisen deutlich geringere Wahlkampf-
ausgaben als im Vorjahr aus. Bei der SPD sind es
2003 nur 43,7 Mio. €, bei der CDU 32,0 Mio. €, bei
der CSU 17,3 Mio. €, bei den Grünen 8,3 Mio. €, bei
der FDP 12,5 Mio. € und bei der PDS 7,6 Mio. €.

Bei der SPD gingen die Gesamtausgaben jedoch nur
um 18,5 Mio. € zurück. Die erstmals auszuweisen-
den Ausgaben für die Vermögensverwaltung belie-
fen sich auf 28,0 Mio. €. Den Erläuterungen zufolge
wurden im Bereich des Haus- und Grundvermögens
außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von 15,3
Mio. € vorgenommen.

Bei der CDU gingen die Gesamtausgaben um 20,3
Mio. € zurück, bei der CSU sind es 10,5 Mio. €
(Grüne 7,3 Mio. €, FDP 13,9 Mio. € und PDS 
6,5 Mio. €).

Bei SPD, CDU und CSU sind die Ausgaben für die
politische Arbeit deutlich angestiegen. Das dürfte mit
dem Fortfall des Saldierungsgebots für die Ausgaben
(und Einnahmen) aus Veranstaltungen, dem Vertrieb
von Druckschriften und Veröffentlichungen und
sonstigen mit Einnahmen verbundener Tätigkeit
zusammenhängen.

Bei den Grünen sind diese Einnahmen erstaunlicher-
weise zurückgegangen und die Ausgaben für die poli-
tische Arbeit nur geringfügig gestiegen. Die FDP
weist vergleichsweise geringe Einnahmesteigerun-
gen und sogar rückläufige Ausgaben aus. Auch bei
der PDS gibt es nur leichte Einnahmesteigerungen,
jedoch deutlich höhere Ausgaben für die politische
Arbeit.
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1. Die Mitglieder- 
und Beitragsentwicklung

Mitgliedsbeiträge sind die wichtigsten Einnahmen
für politische Parteien. Sie können die Unabhängig-
keit von privaten Geldgebern gewährleisten und sind

– neben den Wählerstimmen – wesentlicher Maß-
stab für den Anteil einer Partei an den staatlichen
Mitteln. Daher sind sowohl die Entwicklung der Mit-
gliederzahlen wie auch die Entwicklung der von den
Mitgliedern gezahlten (Durchschnitts-)Beiträge von
herausragender Bedeutung.
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C. Die Finanzentwicklung im Einzelnen 

Entwicklung der Mitgliederzahlen

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

Mitglieder 2002 693.894 594.391 177.705 43.795 66.560 70.805
Mitglieder 2003 650.798 587.244 176.989 44.052 65.192 65.753

Veränderung – 43.096 – 7.147 – 716 + 257 – 1.368 – 5.052

in % – 6,2 – 1,2 – 0,4 + 0,6 – 2,1 – 7,1

Entwicklung der Beitragseinnahmen

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Beiträge 2002 78.275 57.952 13.358 9.311 6.264 10.411
Beiträge 2003 76.320 60.800 13.492 9.803 7.392 11.015

Veränderung – 1.955 + 2.848 + 134 + 492 + 1.128 + 604

in % – 2,5 + 4,9 + 1,0 + 5,3 + 18,0 + 5,8

Aufteilung 2003:

Mitgliedsbeiträge 53.890 42.749 10.240 5.333 6.121 9.875
Mandatsträgerbeiträge 22.430 18.051 3.252 4.470 1.271 1.140

Entwicklung des Beitragsdurchschnitts (Jahresbeitrag je Mitglied)

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

€ € € € € €

BeitragsØ 2002 112,81 97,50 75,17 212,60 94,11 147,04
BeitragsØ 2003* 117,27 105,53 76,23 222,53 113,39 167,52

Veränderung + 4,46 + 8,03 + 1,06 + 9,93 + 19,28 + 20,48

in % + 4,0 + 8,2 + 1,4 + 4,7 + 20,5 + 13,9

Ø 2003 nur Mitgliedsbeiträge 82,81 72,79 57,86 121,06 93,88 150,18

* Erst ab 2003 sind Mitgliedsbeiträge und Mandatsträgerbeiträge in Rechenschaftsberichten getrennt ausgewiesen. Für
den Vergleich mit dem Jahr 2002 wurden die Beiträge zusammengefasst und die Aufteilung darunter stehend gezeigt.



Wie die vorstehenden Vergleichszahlen zeigen,
haben nur die Grünen im Jahr 2003 einen Mitglieder-
zuwachs erfahren, während bei allen anderen Partei-
en die Mitgliederzahl rückläufig war.

Auf die Beitragseinnahmen hat sich das unterschied-
lich ausgewirkt. Sie sind bei der SPD leicht gesunken
und bei den anderen Parteien gestiegen, am stärk-
sten bei der FDP. Wie aus den als Anlage beigefügten
Übersichten (➔ Anhang Tabelle 1) ersichtlich,
machen die Mitgliedsbeiträge 2003 bei der SPD und
der CDU knapp ein Drittel ihrer Einnahmen aus. Bei
CSU, Grünen und FDP ist es ein knappes Viertel und
bei der PDS ist es fast die Hälfte.

Die Mandatsträgerbeiträge haben folgende Anteile an
der Gesamtsumme der Beiträge bei den einzelnen Par-
teien: SPD 29 Prozent; CDU 30 Prozent; CSU 24 Pro-
zent; Grüne 46 Prozent; FDP 17 Prozent und PDS 10
Prozent. Sie werden bei den meisten Parteien überwie-
gend von den nachgeordneten Gebietsverbänden auf
der kommunalen Ebene erzielt. Bei SPD und CDU
sind es mehr als 80 Prozent, bei CSU und Grünen etwa
zwei Drittel. Der CSU-Bundesvorstand, der ja zugleich
Landesvorstand ist, erhält rund ein Drittel der Mandats-
trägerbeiträge und der Bundesvorstand der Grünen
rund 14 Prozent. Bei den anderen Parteien erhalten die
Bundesvorstände keine oder vergleichsweise wenige
Mandatsträgerbeiträge (SPD 2,1 Prozent, CDU 0,1 Pro-
zent, FDP keine, PDS 6,9 Prozent).

2. Die Spendeneinnahmen

Insgesamt verfügten CDU und CSU mit 27,1 Mio. €
über deutlich höhere Spendeneinnahmen als alle
anderen insgesamt im Bundestag vertretenen Partei-
en zusammen (23 Mio. €). Die Spendeneinnahmen
haben 2003 bei der SPD einen Anteil von 5,8 Prozent
an den Gesamteinnahmen, bei der CDU sind es 12,5
Prozent, bei der CSU 20,5 Prozent, bei der FDP 26,5
Prozent, bei den Grünen 13,1 Prozent und bei der
PDS 7,9 Prozent. Sie wurden auch 2003 ganz über-
wiegend von den Gebietsverbänden auf der kom-
munalen Ebene erzielt, am stärksten bei der SPD
mit 86,2 Prozent (➔ Anhang Tabelle 2). Auch bei den
anderen Parteien gingen die Spenden überwiegend
an die nachgeordneten Gebietsverbände. Bei der
CDU mit 73,3 Prozent, der CSU mit 74,1 Prozent, bei
den Grünen mit 81,1 Prozent und der FDP mit 67,6
Prozent. Bei der PDS haben die nachgeordneten Ver-
bände mit nur 52,4 Prozent einen vergleichsweise
geringen Anteil an den der Partei zugeflossenen
Spenden. Relativ hohe Anteile am Spendenaufkom-
men ihrer Gesamtpartei haben die Bundesvorstände
von CSU (25,9 Prozent) und PDS (29,3 Prozent).
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3. Die verschiedenen Gliederungsebenen

Wie hoch Einnahmen und Ausgaben sowie Über-
schüsse bzw. Defizite im Jahr 2003 in den drei Glie-
derungsebenen Bund, Länder und Kommunen sind,
zeigt die folgende Übersicht (➔ auch Anhang Ta-
belle 4).
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Einnahmen und Ausgaben nach den verschiedenen Gliederungsebenen

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Bund

Einnahmen 73.215 41.985 27.393 7.478 12.892 10.013
Ausgaben 65.104 31.683 26.017 5.523 *[12.192] 6.678
Ergebnis + 8.111 +10.302 + 1.376 + 1.955 *[+ 700] + 3.335

Länder

Einnahmen 58.795 33.872 siehe 8.367 8.126 11.640
Ausgaben 62.548 33.165 Bund 8.885 7.311 11.225
Ergebnis – 3.753 + 707 – 518 + 815 + 415

Kommunen

Einnahmen 59.473 67.159 20.859 12.337 14.871 9.556
Ausgaben 52.783 60.943 18.856 10.377 13.250 9.225
Ergebnis + 6.690 + 6.216 + 2.003 + 1.960 + 1.621 + 331

* Der FDP-Bundesvorstand hat die Ausgaben ohne a.o. Abschreibung auf Immobilien (1.342 Tsd. €) ausgewiesen. 

übernommen wurden. Bezieht man diese Abschrei-
bungen ein, wäre ein Defizit von 642 Tsd. € auszu-
weisen.

Die auf der Landesebene unterschiedlichen Verläufe
beruhen im Wesentlichen auf der Landtagswahl in
Bayern, von der die CDU nicht berührt wurde. Der

Die Bundesvorstände und die nachgeordneten Ge-
bietsverbände auf der kommunalen Ebene aller Par-
teien haben im Jahr 2003 Überschüsse erzielen kön-
nen. Auch bei der FDP hat der Bundesvorstand nach
dem Zahlenwerk Überschüsse erzielt, allerdings nur,
weil Abschreibungen im Bereich des Haus- und
Grundvermögens nicht in die Ausgabenrechnung

CSU-Bundesvorstand ist zugleich Landesvorstand
und hat wegen der Landtagswahl auch einen im Ver-
gleich mit den anderen Bundesvorständen relativ
geringen Überschuss. In den vier Ländern mit Land-
tagswahlen hatten die SPD-Landesverbände Defizite
von insgesamt 4,5 Mio. €.



Im Jahr 2003 haben vor allem die Verbände auf der
kommunalen Ebene bei SPD, CDU, CSU und Grünen
mehr Zuschüsse erhalten, als sie gegeben haben, 
bei der SPD auch die Landesverbände. Insbesondere 
bei der SPD leistet die Bundesebene erhebliche Zu-
schüsse an nachgeordnete Gliederungen.

Bei FDP und PDS haben die Verbände auf der kom-
munalen Ebene mehr Zuschüsse gezahlt, als sie
selbst erhielten, im Wesentlichen an die Landesver-
bände, bei der PDS auch an den Bundesvorstand.
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4. Der innerparteiliche Geldtransfer

Die Zuschüsse von bzw. an Gliederungen der Partei-
en sind lediglich innerparteilicher Geldtransfer und
stellen für die Gesamtpartei keinen Ertrag oder Auf-
wand dar. Für die empfangende bzw. gebende Glie-
derung sind diese Gelder gleichwohl Einnahmen
bzw. Ausgaben. Um ein Bild über diese innerpartei-
liche Mittelverteilung zu erhalten, werden nachste-
hend die erhaltenen und die gegebenen Zuschüsse
auf den einzelnen Gliederungsebenen gegenüber-
gestellt und der Saldo gezeigt:

Zuschüsse von und an Gliederungen der Parteien

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Bund

erhalten 233 137 102 25 1.469 1.273
gegeben 5.118 59 230 218 2.363 597
Saldo – 4.885 + 78 – 128 – 193 – 894 + 676

Länder

erhalten 6.441 1.032 siehe 452 4.046 5.595
gegeben 2.776 2.209 Bund 702 718 3.380
Saldo + 3.665 – 1.177 – 250 + 3.328 + 2.215

Kommunen

erhalten 4.964 2.124 733 1.526 2.602 2.182
gegeben 3.744 1.025 605 1.083 5.036 5.073
Saldo + 1.220 + 1.099 + 128 + 443 – 2.434 – 2.891

Gesamtpartei

erhalten/gegeben 11.638 3.293 835 2.003 8.117 9.050



1. Die Reinvermögen auf den 
verschiedenen Gliederungsebenen

Die Reinvermögen haben auf den jeweiligen Gliede-
rungsebenen zum 31. 12. 2003 die folgenden Grö-
ßenordnungen:

Bei den Bundesvorständen und den Landesverbän-
den setzen sich die Reinvermögen überwiegend aus
längerfristig gebundenem Anlagevermögen (Haus-
und Grundbesitz, Geschäftsstellenausstattung, Un-
ternehmensbeteiligungen und sonstige Finanzan-
lagen) sowie Bankkrediten, Rückstellungen, Verbind-
lichkeiten gegenüber Gliederungen und sonstigen
Verbindlichkeiten zusammen (➔ Anhang Tabellen 6
und 8).

Die Parteizentralen von CDU und FDP sind bilanziell
überschuldet. Bei der FDP liegt das Reinvermögen
der Landesverbände (LV) bei Null. Acht LV haben
positive Reinvermögen von zusammen 2,05 Mio. €,
die anderen acht sind mit zusammen 2,02 Mio. €
überschuldet. Die Vermögen aller Orts- und Kreisver-
bände reichen nicht aus, die Überschuldung des Bun-
desvorstandes abzudecken. Die FDP bleibt seit dem
Jahr 2002 als Partei insgesamt überschuldet. 
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D. Die Vermögensbilanzen

Reinvermögen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Bundesvorstand 67.364 – 5.135 1.254 1.562 – 9.380 12.608

Landesverbände/Bezirke 2.407 11.894 = Bund 7.660 25 3.865

Kreis- und Ortsverbände 65.894 67.612 20.803 11.625 9.112 4.231

Gesamtpartei 135.665 74.371 22.057 20.847 – 243 20.704

Die Vermögen der Kreis- und Ortsverbände sind
nahezu ausschließlich kurzfristiger Natur. Sie sind die
Geldbestände und Rücklagen für künftige Wahl-
kämpfe dieser kommunalen Gebietsverbände, von
denen es bei den Volksparteien jeweils weit über
zehntausend gibt. Die nachgeordneten Gebietsver-

bände der CDU verfügen auch über größeres Haus-
und Grundvermögen (10,5 Mio. €), bei der CSU sind
es 0,75 Mio. € (➔ Anhang Tabelle 10). Das bei der
SPD mit 66 Mio. € und den Unionsparteien mit
zusammen 76 Mio. € (ohne Sachanlagen) sehr hoch
erscheinende Reinvermögen dieser Verbände ist die
Addition von jeweils bis zu 13.000 Kassen. Ein-
schließlich der für die nächsten Wahlkämpfe schon
angesparten Beträge sind das im Durchschnitt je
Kasse lediglich zwischen 5.000 und 6.000 €.



2. Veränderungen der Vermögens-
strukturen der Parteizentralen 
gegenüber dem Vorjahr

Gegenüber dem Vorjahr haben sich die Vermögens-
strukturen sehr unterschiedlich verändert, wie die
nachstehende Übersicht zeigt.

Der FDP-Bundesvorstand hatte eine weitere Verrin-
gerung seines Reinvermögens um 0,6 Mio. € zu ver-
zeichnen und ist jetzt mit 9,4 Mio. € bilanziell über-
schuldet. Die Besitzposten verringerten sich um 2,9
Mio. €, während die Schuldposten nur um 2,2 Mio. €
zurückgingen. Die Bundesvorstände der anderen
Parteien konnten hingegen ihre Reinvermögen
erhöhen, dies aber in sehr unterschiedlicher Weise.
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Veränderungen der Vermögensstrukturen der Parteizentralen gegenüber dem Vorjahr

S P D C D U C S U G R Ü F D P P D S

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €

Besitzposten – 8.739 + 609 – 2.601 + 1.299 – 2.885 + 3.335
Schuldposten – 16.850 – 9.693 – 3.953 – 656 – 2.243 0

+ 8.111 +10.302 + 1.352 + 1.955 – 642 + 3.335

Jahresergebnis 2003 + 8.111 +10.302 + 1.376 + 1.955 + 700 + 3.335

Abweichung der Vermögens-
veränderung vom Jahresergebnis 0 0 – 24* 0 – 1.342** 0

** Die CSU weist eine korrespondierende Abweichung bei den nachgeordneten Gebietsverbänden auf.

** Die FDP hat außerplanmäßige Abschreibungen im Bereich ihres Haus- und Grundvermögens in dieser Höhe nicht in der
Einnahmen- /Ausgabenrechnung ausgewiesen.

Bei der SPD gingen zwar die Besitzposten um 8,7
Mio. € zurück, die Schuldposten verringerten sich
aber um 16,8 Mio. €. Bei der CDU stiegen die Besitz-
posten um 0,6 Mio. €, während die Schuldposten um
9,7 Mio. € zurückgingen. Bei der CSU minderten sich
die Besitzposten um 2,6 Mio. € und die Schuldposten
um 3,9 Mio. €.

Der Bundesvorstand der Grünen weist um 1,3 Mio. €
gestiegene Besitzposten und um 0,6 Mio. € gesun-
kene Schuldposten aus. Die PDS weist keine Verän-
derung der Schuldposten, aber um 3,3 Mio. € gestie-
gene Besitzposten aus.



Einzelpositionen in den Vermögensrechnungen der
Bundesvorstände mit wesentlichen Veränderungen
sind nachstehend aufgeführt.
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Positionen der Vermögensrechnung der Parteizentralen mit wesentlichen Veränderungen gegenüber dem Vorjahr

S P D C D U C S U F D P

Mio. € % Mio. € % Mio. € % Mio. € %

Besitzposten

Haus- und Grundvermögen – 12,1 10,3 – 12,9 85,6
Forderungen 
aus staatlicher Teilfinanzierung – 1,7 100,0 – 2,2 97,4 – 4,0 78,6 – 1,0 96,2
Geldbestände + 5,8 139,0 + 2,5 90,7 + 1,9 90,3
Sonstige Vermögensgegenstände – 1,5 22,6 + 12,7 692,7
übrige Besitzposten zusammen + 0,8 1,6 + 0,3 0,7 – 0,5 3,9 – 1,7 23,2

– 8,7 5,0 + 0,6 1,5 – 2,6 12,4 – 2,9 11,4

Schuldposten

Sonstige Rückstellungen – 10,1 72,7 – 1,9 74,1
Verbindlichkeiten 
gegenüber Gliederungen + 2,3 41,0 – 8,1 98,2
Bankkredite – 19,2 21,3 – 2,1 25,3
Sonstige Verbindlichkeiten + 9,8 476,8 – 1,3 24,9
übrige Schuldposten zusammen – 0,0 0,2 – 1,3 4,1 + 0,0 0,0 – 0,9 3,1

– 16,9 14,4 – 9,7 17,1 – 4,0 18,7 – 2,2 6,6



3. Die Vermögensstrukturen 
bei Landesverbänden und 
nachgeordneten Gebietsverbänden

Auf Länderebene sind die Vermögen der Parteien
kaum vergleichbar, weil der CSU-Vorstand zugleich
Bundes- und Landesvorstand ist und in Bayern 2003
eine Landtagswahl stattfand. Ein Vergleich ist auch
deswegen erschwert, weil die Landesverbände von
CDU, Grünen und FDP über Haus- und Grundvermö-
gen verfügen, während die Werte der von den SPD-
Landesverbänden genutzten Immobilien beim Partei-
vorstand erfasst sind (➔ Anhang Tabelle 8).

Bei der SPD weisen neun LV negative Reinvermögen
von zusammen 8,7 Mio. € auf, sieben LV verfügen
über positive Reinvermögen in Höhe von zusammen
11,1 Mio. € (➔ Anhang Tabelle 11). Bei der CDU sind
zwei LV mit zusammen 0,9 Mio. € überschuldet, die
anderen 13 LV verfügen über positive Reinvermögen
von 12,8 Mio. €. Bei den Grünen ist nur ein LV über-
schuldet (13 Tsd. €), die anderen LV haben zusam-
men 7,7 Mio. € positive Reinvermögen. Bei der FDP
weisen acht LV Überschuldungen von zusammen
2,02 Mio. € auf, die anderen acht LV weisen positive
Reinvermögen von zusammen 2,05 Mio. € auf.

Auch bei den nachgeordneten Gebietsverbänden
sind die Vermögen wegen der unterschiedlichen
Handhabung beim Haus- und Grundvermögen nur
bedingt vergleichbar. Bei der CDU sind 10,5 Mio. €,
bei der CSU 0,8 Mio. € Immobilienwerte im Rein-
vermögen der Orts- und Kreisverbände enthalten 
(➔ Anhang Tabelle 10).

Bei allen Parteien sind die Geldbestände der größte
Besitzposten der nachgeordneten Gebietsverbände,
der bei SPD und CSU fast 90 Prozent aller Besitz-
posten erreicht. Bei der CDU sind es (wegen 12,8
Prozent Haus- und Grundvermögen) „nur“ 71,5 Pro-
zent. Bei den Grünen machen die Geldbestände 69,5
Prozent, bei der FDP 60,7 Prozent und bei der PDS
55,7 Prozent aller Besitzposten aus.

Die größten Schuldposten der Gebietsverbände sind
bei der CDU die Bankkredite, bei den anderen Par-
teien die Verbindlichkeiten gegenüber Gliederungen,
also „parteiinterne Schulden“.
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Tabellenanhang: 

Auswertung der Rechenschaftsberichte 2003 
der im Bundestag vertretenen Parteien.   

Gesamtübersicht

Tabelle 1: Einnahmen, Ausgaben und Reinvermögen der jeweiligen Gesamtpartei

Tabelle 2: Die Anteile der Gliederungsebenen an den einzelnen Einnahmen

Tabelle 3: Die Anteile der Gliederungsebenen an den einzelnen Ausgaben

Tabelle 4: Die Anteile der Gliederungsebenen an den Gesamtsummen der Einnahmen, Ausgaben, 
Jahresergebnisse (Überschüsse bzw. Defizite) und des Reinvermögens ihrer Gesamtpartei

Die Gliederungsebenen Bund/Länder /Kommunen

Tabelle 5: Einnahmen, Ausgaben, Jahresergebnisse und Reinvermögen der Bundesvorstände

Tabelle 6: Zusammensetzung des Reinvermögens der Bundesvorstände

Tabelle 7: Einnahmen, Ausgaben, Jahresergebnisse und Reinvermögen der Landesverbände

Tabelle 8: Zusammensetzung des Reinvermögens der Landesverbände

Tabelle 9: Einnahmen, Ausgaben, Jahresergebnisse und Reinvermögen 
der Orts- und Kreisverbände

Tabelle 10: Zusammensetzung des Reinvermögens der nachgeordneten Gebietsverbände

Die Parteien in den Ländern

Tabelle 11: Überschüsse bzw. Defizite und Reinvermögen der einzelnen Landesverbände

Tabelle 12: Überschüsse bzw. Defizite und Reinvermögen der nachgeordneten Gebietsverbände 
in den einzelnen Ländern (Orts- und Kreisverbände)



Tabelle 1: Einnahmen, Ausgaben und Reinvermögen der jeweiligen Gesamtpartei in 2003
Zuschüsse von und an Gliederungen bleiben hierbei unberücksichtigt, weil sie keine Einnahmen bzw. Ausgaben einer Gesamtpartei sind.
Sie zeigen aber den innerparteilichen Geldtransfer zwischen den einzelnen Gebietsverbänden der jeweiligen Partei (s. Tabellen 2 und 3).

Anhang

33

S
 P

 D
C

 D
 U

C
 S

 U
G

 R
 Ü

F
 D

 P
P

 D
 S

Ts
d.

 €
%

Ts
d.

 €
%

Ts
d.

 €
%

Ts
d.

 €
%

Ts
d.

 €
%

Ts
d.

 €
%

1
.

E
in

n
a
h

m
e
n

 a
u

s

M
itg

lie
ds

be
itr

äg
en

53
.8

90
30

,0
42

.7
48

30
,6

10
.2

40
21

,6
5.

33
3

20
,4

6.
12

0
22

,0
9.

87
5

44
,6

M
an

da
ts

trä
ge

rb
ei

trä
ge

n
22

.4
30

12
,5

18
.0

51
12

,9
3.

25
2

6,
9

4.
47

0
17

,1
1.

27
1

4,
6

1.
13

9
5,

1
Sp

en
de

n
10

.4
45

5,
8

17
.3

97
12

,5
9.

71
7

20
,5

3.
43

5
13

,1
7.

35
1

26
,5

1.
75

3
7,

9
U

nt
er

n.
Tä

tig
ke

it/
Be

te
ilig

.
6.

20
5

3,
5

98
0

0,
7

15
1

0,
3

1
0,

0
45

0,
2

0
0,

0
So

ns
tig

em
 V

er
m

ög
en

9.
06

7
5,

0
4.

19
2

3,
0

69
7

1,
5

26
2

1,
0

1.
21

3
4,

4
26

2
1,

2
Ve

ra
ns

t.,
 D

ru
ck

sc
hr

. e
tc

.
13

.9
82

7,
8

10
.9

96
7,

9
8.

01
7

16
,9

1.
03

8
4,

0
70

4
2,

5
20

0
0,

9
St

aa
tli

ch
en

 M
itt

el
n 

(re
gu

lä
r)

47
.6

51
26

,5
43

.8
97

31
,4

12
.9

35
27

,3
8.

64
9

33
,0

8.
58

1
30

,9
7.

04
1

31
,8

N
ac

hz
ah

lu
ng

 w
. C

D
U

 1
99

9
11

.6
83

6,
5

0
0,

0
2.

33
5

4,
9

2.
10

7
8,

1
1.

66
0

6,
0

1.
69

9
7,

7
So

ns
tig

en
 E

in
na

hm
en

4.
49

3
2,

5
1.

46
2

1,
0

74
0,

2
88

3
3,

4
82

7
3,

0
19

0
0,

9

1
7
9
.8

4
5

10
0,

0
1
3
9
.7

2
3

10
0,

0
4
7
.4

1
7

10
0,

0
2
6
.1

7
9

10
0,

0
2
7
.7

7
2

10
0,

0
2
2
.1

5
9

10
0,

0

2
.

A
u

sg
a
b

e
n

 f
ü

r

Pe
rs

on
al

54
.7

23
32

,4
39

.8
89

32
,6

10
.3

28
23

,5
7.

40
6

32
,5

4.
04

8
16

,4
7.

53
1

41
,7

Lf
d.

 G
es

ch
äf

ts
be

tri
eb

26
.9

75
16

,0
30

.6
11

25
,0

8.
11

3
18

,4
4.

57
1

20
,1

8.
56

3
34

,8
4.

31
8

23
,9

Po
lit

is
ch

e 
Ar

be
it

36
.2

15
21

,5
31

.2
29

25
,5

13
.2

63
30

,1
6.

38
8

28
,0

6.
34

7
25

,8
5.

29
7

29
,3

W
ah

lk
äm

pf
e

20
.5

88
12

,2
13

.5
09

11
,0

11
.2

15
25

,5
3.

07
6

13
,5

2.
96

2
12

,0
82

7
4,

6
Ve

rm
ög

en
sv

er
w

al
tu

ng
 e

tc
.

28
.0

11
16

,6
2.

67
8

2,
2

57
1

1,
3

39
0

1,
7

38
4

1,
6

33
0,

2
So

ns
tig

e 
Zi

ns
en

1.
44

8
0,

9
1.

38
5

1,
1

36
4

0,
8

16
2

0,
7

2.
08

3
8,

5
5

0,
0

So
ns

tig
e 

Au
sg

ab
en

83
9

0,
5

3.
19

6
2,

6
18

4
0,

4
78

8
3,

5
24

9
1,

0
66

0,
4

1
6
8
.7

9
8

10
0,

0
1
2
2
.4

9
7

10
0,

0
4
4
.0

3
8

10
0,

0
2
2
.7

8
1

10
0,

0
2
4
.6

3
7

10
0,

0
1
8
.0

7
8

10
0,

0

3
.

J
a
h

re
se

rg
e
b

n
is

11
.0

47
17

.2
26

3.
37

9
3.

39
8

3.
13

5
4.

08
1

in
 %

 d
er

 E
in

na
hm

en
6,

1
12

,3
7,

1
13

,0
11

,3
18

,4

4
.

R
e
in

v
e
rm

ö
g

e
n

1
3
5
.6

6
5

7
4
.3

7
1

2
2
.0

5
7

2
0
.8

4
7

–
2
4
3

2
0
.7

0
4

in
 %

 d
er

 E
in

na
hm

en
75

,4
53

,2
46

,5
79

,6
–

0,
9

93
,4



Anhang

34

Tabelle 2: Die Anteile der Gliederungsebenen an den einzelnen Einnahmen in 2003
Der CSU-Landesvorstand ist zugleich Bundesvorstand. Die Beträge für „Landesverbände“ sind hier unter Bundesvorstand ausgewiesen.
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Tabelle 3: Die Anteile der Gliederungsebenen an den einzelnen Ausgaben in 2003
Der CSU-Landesvorstand ist zugleich Bundesvorstand. Die Beträge für „Landesverbände“ sind hier unter Bundesvorstand ausgewiesen.
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Tabelle 4: Die Anteile der Gliederungsebenen an den einzelnen Gesamtsummen in 2003
der Einnahmen, Ausgaben, Jahresergebnisse (Überschüsse bzw. Defizite) und des Reinvermögens ihrer Gesamtpartei.

Der CSU-Landesvorstand ist zugleich Bundesvorstand. Die Beträge für „Landesverbände“ sind hier unter Bundesvorstand ausgewiesen.
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Tabelle 5: Einnahmen, Ausgaben, Jahresergebnisse und Reinvermögen der Bundesvorstände in 2003
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Tabelle 6: Zusammensetzung des Reinvermögens der Bundesvorstände in 2003
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Tabelle 7: Einnahmen, Ausgaben, Jahresergebnisse und Reinvermögen der Landesverbände in 2003
Der CSU-Landesvorstand ist zugleich Bundesvorstand und dort aufgeführt.
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Tabelle 8: Zusammensetzung des Reinvermögens der Landesverbände in 2003
Der CSU-Landesvorstand ist zugleich Bundesvorstand und dort aufgeführt.
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Tabelle 9: Einnahmen, Ausgaben, Jahresergebnisse und Reinvermögen 
der Orts- und Kreisverbände in 2003
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Tabelle 10: Zusammensetzung des Reinvermögens der nachgeordneten Gebietsverbände in 2003
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Tabelle 11: Überschüsse bzw. Defizite und Reinvermögen der einzelnen Landesverbände in 2003
Fett hervorgehoben sind Länder, in denen Landtagswahlen stattgefunden haben. – Beträge in Tsd. € –
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Tabelle 12: Überschüsse bzw. Defizite und Reinvermögen der nachgeordneten Gebietsverbände

(Orts- und Kreisverbände) in 2003
Fett hervorgehoben sind Länder, in denen Landtagswahlen stattgefunden haben. – Beträge in Tsd. € –
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